Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Juli 1950 

BK 1630/50 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Anerkennung 
von Nottrauungen 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen 
(Anlage i). 

Für den Gesetzentwurf ist der Bundesminister der Justiz feder- 
führend. 

Der Bundesrat hat gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
in seiner 24. Sitzung am 16. Juni 1950 Stellung genommen und 
die sich aus der Anlage 2 ergebende Änderung vorgeschlagen. 

Die Bundesregierung ist mit der vorgeschlagenen Änderung des § 6 
des Entwurfes einverstanden. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drucksache Nr. 1134 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Anerkennung von Nottrauungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Ist eine in der Zeit vom 1. Januar 1945 bis 
zum 1. August 1948 erfolgte Eheschließung deshalb 
ohne Rechtswirkung geblieben, weil die Eheschlie- 
ßung nicht vor dem Standesbeamten stattgefunden 
hat, sondern entweder 

a) im Geltungsbereich des Personenstandsgesetzes 
vom 3. November 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1146) oder in den von der deutschen Wehr- 
macht nach dem 12. März 1938 besetzten Ge- 
bieten vor einem deutschen Lagerältesten, 
einem ehemaligen deutschen Standesbeamten 
oder richterlichen Militärjustizbeamten oder 
vor einer anderen nicht zuständigen deutschen 
Stelle oder 

b) im Reichsgebiet östlich der Oder-Neiße-Linie 
innerhalb der Grenzen vom 31. Dezember 
1937, in Danzig, im ehemaligen Memelland, in 
den eingegliedert gewesenen Ostgebieten oder 
im früheren Generalgouvernement vor einem 
Geistlichen, 

so erlangt diese Eheschließung vom Zeitpunkt der 
nicht rechtswirksamen Eheschließung an die glei- 
chen Wirkungen wie eine vor dem Standesbeamten 
gemäß § 15 des Ehegesetzes vom 6. Juli 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 807) oder § 11 des Ehegesetzes 
vom 20. Februar 1946 (Kontrollratsgesetz Nr. 16) 
erfolgte Eheschließung, wenn sie in das Familien- 
buch des Fiauptstandesamts in Hamburg einge- 
tragen worden ist. 

(2) Die Vorschriften über das eheliche Güter- 
recht finden erst von dem Tage an Anwendung, an 
dem die Eheschließung in das Familienbuch des 
Hauptstandesamts in Hamburg eingetragen worden 
ist. Die Anwendung ist ausgeschlossen, wenn die 
Ehe vor der Eintragung in das Familienbuch durch 
den Tod (§ 2) oder die Wiederverheiratung eines 
Ehegatten (§ 4) aufgelöst worden ist. 

§ 2 

(1) Die Eintragung erfolgt nur auf Antrag. Sie 
ist auch noch nach dem Tode eines Ehegatten oder 
beider Ehegatten zulässig. Antragsberechtigt ist 
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jeder Ehegatte oder, wenn beide Ehegatten ver- 
storben sind, jedes gemeinschaftliche Kind, 

(2) Die Eintragung soll nur erfolgen, wenn fest- 
gestellt ist, daß ein Eheverbot im Sinne der §§ 4 
bis 6 des Ehegesetzes vom 20. Februar 1946 nicht 
Vorgelegen hat. Auf Personen, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht besitzen, ist § 10 des Ehe- 
gesetzes vom 20. Februar 1946 anzuwenden. 

(3) Die Eintragung soll ferner nur erfolgen, wenn 
wenigstens einer der Ehegatten seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes hat oder, falls beide Ehegatten verstorben 
sind, zur Zeit seines Todes gehabt hat. 

§ 3 

(1) Der Standesbeamte des Hauptstandesamts in 
Hamburg trägt die Eheschließung in das Familien- 
buch ein, wenn die Voraussetzungen für die Ein- 
tragung gemäß § 2 nachgewiesen sind. Die Ehe- 
schließung vor der deutschen Stelle oder vor dem 
Geistlichen (§ l) muß durch eine von diesen aus- 
gestellte Urkunde nachgewiesen werden, 

(2) Für die Eintragung wird keine Gebühr er- 
hoben. 


§ 4 

(1) Ist einer der Ehegatten vor der Eintragung 
der Eheschließung in das Familienbuch des Haupt- 
standesamts in Hamburg eine neue Ehe einge- 
gangen, so steht diese Ehe der Eintragung der frü- 
heren Eheschlicßuj’g nicht entgegen. Die durch 
die Eintragung nach § l rechtswirksam gewordene 
frühere Ehe Ist mit Schließung der neuen Ehe auf- 
gelöst worden. Dies ist im Familienbuch zu ver- 
merken. 

(2) Die §§ 40, 55 und 57 des Ehegesetzes vom 
20. Februar 1946 sind sinngemäß anzuwenden. 


§ 5 

Der Standesbeamte des Hauptstandesamts in 
Hamburg gibt den Ehegatten oder, wenn beide 
Ehegatten verstorben sind, den gemeinschaftlichen 
Rindern von der Eintragung und den gemäß den 
§§ 1 und 4 eingetretenen Rechtswirkungen Kenntnis. 


S 6 

Anträge auf Eintragung der Eheschließung 
können nur bis zum 31, Dezember 1950 gestellt 
werden. Kriegsgefangene können den Antrag 
jedoch noch bis zum Ablauf eines Jahres nach 
Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft stellen. 
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§ 7 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft: 

1. die Verordnung des Präsidenten des Zentral- 
justizamts für die Britische Zone über Heilung 
von Formmängeln bei Eheschließungen vom 

13. August 1948 (VOBl. für die Brit. Zone 
S. 238), 

2. das hessische Landesgesetz über Heilung von 
Formmängeln bei Eheschließungen vom 
21. Februar 1949 (Gesetz- und Verordnungsbl. 

S. 21), 

3. das württemberg-badische Landesgesetz über 
Heilung von Formmängeln bei Eheschließun- 
gen vom 3. März 1949 (Regierungsbl. S. 45), 

4. das bayerische Landesgesetz über Heilung von 
Formmängeln bei Eheschließungen vom 

14. März 1949 (Gesetz- und Verordnungsbl. 

S. 59), 

5. das bremische Landesgesetz über Heilung von 
Formmängeln bei Eheschließungen vom 
7. April 1949 (Gesetzbl. S. 64), 

6. das rheinisch-pfälzische Landesgesetz über die 
Heilung von Formmängeln bei Eheschließun- 
gen vom 5. September 1949 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsbl. S. 435). 

(2) Die Gültigkeit der Ehen, die auf Grund der 
außer Kraft tretenden Vorschriften eingetragen 
worden sind, bleibt unberührt. 
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Begründung 

1. Infolge der Auswirkungen des Krieges ist es seit Beginn des 
Jahres 1945 zu Eheschließungen gekommen, die den gesetzlidien 
Bestimmungen deshalb nidit genügten, weil die Ehe nicht vor 
dem zuständigen Trauungsorgan (vgl. § 15 EheG. 1938, § 11 
EheG. 1946, Artikel 11,13 Absatz 3 EGBGB) gesdilossen wurde. 
In der Hauptsadie kommen drei Gruppen von Fällen in Betradit: 

a) Eine größere Zahl von Deutschen ist nach Beendigung des 
Krieges aus dem Osten nach Dänemark transportiert und 
dort in Flüchtlingslagern untergebracht worden. Mit Duldung 
der Dänischen Regierung haben in diesen Flüchtlingslagern 
Eheschließungen vor anderen Flüchtlingen, meist ehemaligen 
Standesbeamten, stattgefunden. Da diese Form der Ehe- 
schließung weder den Vorschriften des deutschen noch des 
dänischen Rechts entsprach, sind die Ehen rechtsunwirksam. 

b) Nach der Kapitulation sind, vorwiegend in Norwegen, noch 
Eheschließungen vor richterlichen Militärjustizbeamten vor- 
genommen worden, weil diese selbst, ebenso wie die Be- 
teiligten, die Vorschriften der Personenstandsverordnung der 
Wehrmacht in der Fassung der Verordnung vom 17. Oktober 
1942 (Reichsgesetzbl. 1 S. 597) insoweit noch für anwendbar 
hielten. 

c) Nach der Besetzung des Reidisgebiets östlich der Odcr-Nciße- 
Linie und nach <ler Besetzung von Danzig, Memelland, der 
eingegliedcrt gewesenen Ostgebiete und des früheren General- 
gouvernements durch fremde Truppen sind in den genannten 
Gebieten in einer großen Zahl von Fällen Ehen lediglich vor 
dem Geistlichen geschlossen worden, weil deutsche Standes- 
beamte nicht mehr tätig waren unci andere Stellen, die die 
Aufgaben des Standesbeamten zu erfüllen hatten, für deutsche 
Verlobte nicht zur Verfügung standen oder nicht zu 
erreichen waren, in einigen der genannten Gebiete bildete 
die kirchliche Form der Eheschlieliung zwar die Ortsform, 
sodaß eine gültige Ehe zustandegekommen istj in den meisten 
Gebieten ist dies aber nicht der Fall, sodaß eine Nichtehe 
vorliegt. 

Genaue Feststellungen über die Zahl dieser in der Mehrzahl 
rechtsunwirksamen Ehen haben sich nicht treffen lassen. Man 
muß aber damit redinen, daß ihre Zahl erheblich ist. Die Betei- 
ligten werden häufig keine Bedenken gegen die Gültigkeit ihrer 
Eheschließung gehabt und deshalb auch nach Behebung des Not- 
standes die Eheschließung nicht in der ordnungsmäßigen Form 
vor dem Standesbeamten nachgeholt haben. 

Es ist erwünscht, diesen Scheinehen nachträglich die Rechts- 
wirkungen einer gültigen Ehe zuzuerkennen. Dies liegt nicht nur 
im Interesse der Ehegatten selbst und der aus der Verbindung 
hervorgegangenen Kinder; auch im öffentlichen Interesse dürfte 
die nachträgliche, und zwar auf den Zeitpunkt der Eheschließung 
rückwirkende Heilung dieser Scheinehen geboten sein. In 
der britischen und in den Ländern der amerikanischen Be- 
satzungszone sowie in Rheinland-Pfalz sind bereits gesetzliche 
Vorschriften erlassen (vgl.§ 7 des Entwurf), deren grundsätzliche 
Regelung der anliegende Entwurf übernommen hat. Auch in 
österreidi ist eine solche Regelung in dem Gesetz vom 
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26. Juni 1943 über Maßnahmen auf dem Gebiete des Ehercchts, 
des Personenstandsrechts und des Erbgesundheitsrechts (Staats- 
gesetzbl. für die Republik Österreich S. 53) erfolgt. 

2. Zu den einzelnen ßestimmungen des Entwurfs wird folgendes 
bemerkt: 

Zu § 1 

Der Entwurf läßt entsprechend den gesetzlichen Regelungen 
in der britischen und amerikanisdien Zone und in Rheinland- 
Pfalz die Heilung der Scheinehen zu, die in der Zeit vom 
1. Januar 1945 bis 1. August 1948 geschlossen worden sind. Als 
Endtermin mußte der 1. August 1948 gewählt werden, weil nach 
den angestellten Ermittlungen noch bis zu diesem Tage Schein- 
ehen der hier in Betracht kommenden Art geschlossen worden 
sind. 

Nach Absatz 1 Buchstabe a) muß die Ehe entweder im Gel- 
tungsbereich des Personenstandsgesetzes oder in den von der 
deutsdien Wehrmacht nach dem 12. März 1938 besetzten Ge- 
bieten geschlossen sein. Auf Ehen, die außerhalb dieser Gebiete 
eingegangen sind, findet das Gesetz keine Anwendung. Hierfür 
besteht audi kein Bedürfnis. 

Die Ehe muß vor einer deutschen Stelle geschlossen sein. Als 
Beispiele nennt der Entwurf den deutschen Lagerältesten, den 
ehemaligen deutschen Standesbeamten und den richterlichen Mi- 
litärjustizbeamten. Aber auch andere Stellen können in Betracht 
kommen, z. B. der gemäß Artikel 43 des Abkommens über die 
Behandlung der Kriegsgefangenen vom 27. Juli 1929 (Reichs- 
gesetzbl. 1934 11 S. 227) bestimmte Vei'trauensmann. Der Ent- 
wurf sieht davon ab zu bestimmen, daß die deutsche Stelle auf 
Grund von deutschen Vorschriften oder von Anordnungen der 
Besatzungsbehörde sidi für die Entgegennahme von Eheschlie- 
ßungserklärungen für befugt halten konnte, da damit dem 
Standesbeamten des Hauptstandesamts in Hamburg eine Prü- 
fungspfiieht auferlegt wird, die er kaum erfüllen kann. 

Für die Eheschließung vor einem Geistlichen gilt Absatz 1 
Buchstabe b. Im Hinblick auf Zweifel, die sich bei der Anwen- 
dung der für die britische Zone erlassenen Verordnung des Prä- 
sidenten des Zentral-Justizamts vom 13. August 1948 (VOBl. 
für die brit. Zone S. 238) ergeben haben, ist in § 1 Absatz 1 Buch- 
stabe b des Entwurfs ausdrücklich bestimmt, weldie Gebiete in 
Betracht kommen. 

Diese Ehen sind, wie bereits unter 1 erwähnt, meist ohne 
Rechtswirkung. Soweit dies der Fall ist, sollen ihnen vom Zeit- 
punkt der nicht rechtswirksamen Eheschließung an, also rück- 
wirkend, die Wirkungen einer gültig geschlossenen Ehe zuerkannt 
werden. Voraussetzung hierfür ist, daß die Eheschließung in das 
Familienbuch des Hauptstandesamts in Hamburg eingetragen 
wird. Das Hauptstandesamt in Hamburg ist deshalb als zuständig 
bestimmt worden, weil es nicht möglidi war, die Beteiligten an 
die Standesämter zu verweisen, ln deren Bezirk sie die Scheinehe 
geschlossen haben, und weil auch in der britischen und amerika- 
nischen Zone sowie im Lande Rheinland-Pfalz das Hauptstandes- 
amt in Hamburg als zuständige Stelle bestimmt worden ist. 

Mit der Eintragung der Eheschließung in das Familienbuch des 
Hauptstandesamts in Hamburg erlangt die Frau rückwirkend 
auf den Tag der Schein eheschllciWng die reditliche Stellung einer 
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Ehefrau; die aus der Verbindung her vor gegangenen Kinder 
erlangen rückwirkend die rechtliche Stellung ehelicher Kinder 
ihrer Eltern usw. Nur die Vorschriften über das eheliche Güter- 
recht können erst von dem Tage an angewandt werden, an dem 
die Eheschließung in das Familienbuch des Hauptstandesamts in 
Hamburg eingetragen worden ist. Es ist nicht möglich, die ver- 
mögensrcditllchen Beziehungen der Ehegatten zueinander und 
im Verhältnis zu Dritten rückwirkend zu gestalten. 

Zu § 2 

Die Eintragung der Ehe in das Familienbuch des Hauptstandes- 
amts in Hamburg und damit die rüdkwirkende Heilung der 
Scheinehe soll nur auf Antrag erfolgen. Antragsberechtigt soll 
jeder Ehegatte oder, wenn beide Ehegatten verstorben sind, 
jedes gemeinschaftliche Kind sein. 

Will keiner der Ehegatten an der Scheinehe festhalten, so be- 
steht an ihrer naditräglidien Bestätigung kein Interesse. Dagegen 
wird man den Antrag auch nur eines Ehegatten für ausreichend 
halten müssen. Dabei ist berücksichtigt, daß beide Teile, Mann 
und Frau, ihren ernsten, imbedingten und unbefristeten Ehe- 
schließungswillen erklärt haben, und daß die beabsichtigte Rechts- 
wirkung, eine formgültige Ehe, nur deshalb nicht zustande- 
gekommen ist, weil die Person, vor der die Ehccingehungs- 
erklärung abgegeben worden ist, nicht das gesetzlich zuständige 
Trauungsorgan war. Wenn sidi ein Teil später von seiner Er- 
klärung losgesagt hat, soll dies nicht zum Nachteil des anderen 
Ehegatten ausschlagen, der an der beiderseitigen Erklärung fest- 
hält. In der Regel würde die Frau der benachteiligte Teil sein. 

Im Interesse der Ehelichkeit der aus der Verbindung hervor- 
gegangenen Kinder ist diesen nach dem Tode beider Elternteile 
ein Antragsrecht zuerkannt worden. Dagegen kann ihnen bei 
Lebzelten der Eltern ein solches Recht nicht verliehen werden. 
In emer Linie müssen die Ehegatten selbst darüber cntsdieiden, 
ob sie ihre Scheinehe zu einer gültigen Ehe umgcstalten wollen. 

Der Standesbeamte des Hauptstandesamts in Hamburg darf 
die Eintragung der Ehe in das Familienbuch erst vornehmen (vgl. 
§ 2 Absatz 2 Satz 1), wenn er festgestellt hat, daß keine trennen- 
den Ehehindernisse im Sinne der §§ 4 bis 6 des Ehegesetzes 1946 
Vorgelegen haben. Diese Prüfung ist erforderlich, weil eine den 
Eheverboten der 4 bis 6 des Ehegesetzes zuwider geschlossene 
Ehe nichtig ist (vgl. §§ 20 bis 22 des EheG.) und ein Zustande- 
kommen nichtiger Ehen durch den Gesetzgeber nicht zugelassen 
werden darf. Wird die Ehe im Einzelfall entgegen der Vorschrift 
des § 2 Absatz 2 eingetragen, so wird durch clie Eintragung der 
Mangel der Nlditmitwirkung eines Standesbeamten zwar ge- 
heilt, es liegt also in Zukunft keine Niditehe mehr vor. Die Ehe 
ist jedodi vernichtbar. Personen, die die deutsche Staatsange- 
hörigkeit nicht besitzen, müssen, wie bei jeder Eheschließung, ein 
ausländisches Ehefähigkeitszeugnis oder die Befreiung hiervon 
vorlegen (§ 2 Absatz 2 Satz 2). Damit soll ereicht werden, daß 
keine Ehen Im Familienbuch des Hauptstandesamts In Hamburg 
registriert werden, die nach dem auf die Ehegatten anwendbaren 
Heimatrecht (vgl. Artikel 13 EGBGB) nichtig sind. 

§ 2 Absatz 3 bestimmt, welche räumlichen Beziehungen die 
Ehegatten zum Bundesgebiet haben oder gehabt haben müssen, 
damit das Gesetz Anwendung finden kann. 
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Zu § 3 

Wie bei jeder Eheschließung muß dem Standesbeamten auch 
bei der nachträglichen Registrierung der Scheinehe nachgewiesen 
werden, dal5 die Beteiligten nach materiellem Eherecht fähig 
waren, die Ehe zu schließen (vgl. § 2 Absatz 2). Ferner mul^ dem 
Standesbeamten nachgewiesen werden, daß die In § 2 Absatz 3 
verlangte räumliclic Beziehung der Ehegatten zum Bundesgebiet 
besteht oder bestanden hat. Die Tatsache der Eheschließung selbst 
muß durch eine von der deutschen Stelle oder von dem Geist- 
lichen ausgestellte Urkunde nachgewiesen werden, aus der sich 
die Eheschließung ergibt. 

Zu §4 

§ 4 des Entwurfs behandelt den Fall, daß einer der Ehegatten 
vor der Registrierung der Scheinehe eine neue Ehe geschlossen 
hat. Dies war rechtlich möglich, da die erste Ehe als Scheinehe 
ohne rechtliche Wirkungen war und deshalb audi der Eingehung 
einer neuen Ehe nicht entgegenstand. Bei dieser Rechtslage muß 
der Gesetzgeber die zweite Ehe als gültige Ehe anerkennen. An- 
dererseits kann aus den schon zu § 2 hervorgehobenen Gründen 
von einer FFeilung der ersten Ehe nicht gänzlich abgesehen wer- 
den. Dies würde in den meisten Fällen zu einer unbilligen Härte 
für die nicht wicdervcrheiratetc Frau führen. Die Regelung 
konnte deshalb nur in der Weise erfolgen, daß der ersten Ehe die 
Wirkungen einer gültigen Ehe nur für die Zeit von der Eingehung 
der ersten bis zur Eingehung der zweiten Ehe zuerkannt wurden. 
Da der Gesetzgeber das Nebeneinanderbestehen von zwei gül- 
tigen Ehen vermeiden muß, ist in dem Entwurf vorgesehen, dal^ 
die durch die Eintragung nach § 1 des Entwurfs rechtswirksam 
gewordene erste Ehe mit Schließung der zweiten Ehe aufgelöst 
wird. 

Ist die erste Ehe durch Wiederverheiratung eines Ehegatten 
aufgelöst worden, so soll sich das Recht, für die Person eines 
Kindes aus der ersten Ehe zu sorgen, sowie die Verpflichtung 
eines der Ehegatten, dem anderen einen Beitrag zu den Unter- 
haltskosten zu leisten, in gleicher Weise regeln, wie wenn 
die Ehe ohne Schuldausspruch geschieden worden wäre (§ 40 des 
EheG.). Die Frau soll berechtigt sein, ihren früheren Familien- 
namen wieder anzunehmen (§ 55 des EheG.); unter der Voraus- 
setzung des § 57 des EheG, soll ihr das Vormundschaftsgericht 
auch die Führung des Familiennamens des Mannes untersagen 
können. 


Zu §§ 5, 6 

Nach § 5 des Entwurfs soll der Standesbeamte verpflichtet 
sein, den Beteiligten von der Eintragung und den gemäß §§ 1 
und 4 des Entwurfs eingetretenen Rechtswirkungen Kenntnis zu 
geben. Um eine baldige Klarstellung der rechtlichen Beziehungen 
zu erreichen, ist bestimmt worden, daß der Antrag auf Eintragung 
der Eheschließung in das Familienbuch des Hauptstandesamts in 
Hamburg nur bis zum 31. Dezember 1950 gestellt werden kann. 
Für Kriegsgefangene ist hiervon eine Ausnahme zu machen. Sic 
sollen den Antrag noch bis zum Ablauf eines Jahres nach ihrer 
Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft stellen können. 
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Zu § 7 

Durch § 7 Absatz 1 des Entwurfs w^erden die dem vorliegenden 
Entwurf entsprechenden gesetzlichen Regelungen der britischen 
und der amerikanischen Zone und des Landes Rheinland-Pfalz 
aufgehoben. 

Durch § 7 Absatz 2 wird klargestellt, daß die Gültigkeit von 
Ehen, die auf Grund der außer Kraft tretenden Vorschriften 
nachträglich eingetragen w'orden sind, unberührt bleibt. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschlag 

des Deutschen Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Anerkennung von Nottrauungen 

§ 6 erhält folgenden 2. Absatz: 

„Wird ein Kriegsgefangener nach dem 31. Dezember 1950 
für tot erklärt oder seine Todeszcit gerichtlich festgestellt 
oder wird sein Tod einem Antragsberechtigten erst nach dem 
31. Dezember 1950 bekannt oder stirbt ein zurückgekehrter 
Kriegsgefangener, ohne das Recht zur Stellung des Antrags 
verloren zu haben und ist der Ehegatte des Kriegsgefangenen 
vor dem 1. Januar 1951 verstorben, so können gemeinschaft- 
liche Kinder den Antrag noch binnen eines Jahres seit der 
Todeserklärung, der gerichtlichen Feststellung der Todeszeit 
oder dem Bekanntwerden des Todes des Kriegsgefangenen 
stellen.“ 


Begründung: 

Die Regelung des § 6 ist insoweit ergänzungs- 
bedürftig, als Kinder eines in der Kriegsgefangen- 
schaft verstorbenen oder vermißten Ehegatten 
nach § 2 Absatz 1 Satz 3 antragsberechtigt sind. 
Die für ihr Antragsrecht bestehende Ausschluß- 
frist muß im Rahmen des § 6 Absatz 1 Satz 2 
entsprechend verlängert werden. 
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